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Liebe Freunde der ADG, 

zum 01.07.2008 erhalten die Rentner unter uns eine Erhöhung 
ihrer Rente um 1,1 Prozent, brutto. Der aktuelle Rentenwert (s. 
Rentenbescheid Anlage 1) steigt in den alten Bundesländern 
auf 26,56 Euro, in den neuen Bundesländern auf 23,34 Euro. 
Viele von uns werden sich aber bei der Juli-Überweisung ver-
wundert die Augen reiben. Der ausgezahlte Betrag hat sich 
gegenüber früher kaum verändert, da sich pünktlich zur Ren-
tenanpassung auch die Beiträge zur Kranken- und Pflegever-
sicherung (KV und PV) erhöhen. So erhöhte zum Beispiel die 
SBK den allgemeinen Beitragssatz zur KV um 0,8 Prozentpunk-
te auf 15,0 Prozent (bei den Firmenrenten bereits zum 01.04.). 
Der Beitrag zur Pflegeversicherung erhöht sich ab 01.07. um 
0,25 Prozentpunkte. 

Mit der Erhöhung der KV-Beitrags kündigt sich bereits der 
Gesundheitsfonds zum 01.01.2009 an. Das bedeutet noch weni-
ger Transparenz auf der Ausgabenseite und damit für die Ver-
sicherten weiter steigende Kosten bei weiter sinkenden Leis-
tungen. Da die CSU in ihrer Opposition gegen den Gesund-
heitsfonds umgefallen ist (SZ am 03.06.2008: Bayern über den 
Tisch gezogen), wie immer, wenn nur die kleinen Leute betrof-
fen sind, steht der Einführung des Gesundheitsfonds zum 
01.01.2009 politisch nichts mehr im Wege. Man kann nur hof-
fen, dass Arbeitnehmer und Rentner das bis zu den kommen-
den Wahlen nicht vergessen. 

Wer in Anbetracht dieser quasi weiteren Rentenminusrunde 
(bei drei Prozent Inflation) einen Widerspruch gegen den 
Bescheid zur Rentenanpassung 2008 einlegen will kann den in 
dieser Ausgabe abgedruckten Musterwiderspruch verwenden. 
Der Bescheid zur Rentenanpassung wird voraussichtlich im Juni 
oder Juli vom Rentenversicherungsträger verschickt. 
 
Da davon auszugehen ist, dass die DRV die Widersprüche 
abweist, werden wir in Kürze auch den Textentwurf für eine 
Klageschrift zur Verfügung stellen. 

Otto W. Teufel 
Ottow.teufel@t-online.de 
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Gesundheitsfonds ab 01.01.2009 - Insolvenzgesetz

In Vorbereitung auf den Ge-
sundheitsfonds ab 01.01.2009 
hat das Bundeskabinett inzwi-
schen das Insolvenzgesetz ver-
abschiedet. Wesentliche Rege-
lungen darin sind: 
 
- Alle Krankenkassen werden 

zum 1. Januar 2010 insolvenz-
fähig. 

- Die Haftung der Länder für 
Altersversorgungszusagen und 
Insolvenzgeld nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch wird 
zum 1. Januar 2009 aufgehoben. 

- Die Krankenkassen werden ver-
pflichtet, für ihre Versorgungs-
zusagen ein ausreichendes De-
ckungskapital im Zeitraum von 
längstens 40 Jahren zu bilden. 

- Für die Ansprüche der Versor-
gungsempfänger sowie der 
Leistungserbringer und der Ver-
sicherten gelten Sonderregelun-

gen im Fall der Insolvenz. 
Haftungsträger für diese Ver-
pflichtungen sind in erster Linie 
die Kassen der Kassenart (z.B. 
AOK, BKK). Erst wenn die 
Krankenkassen der Kassenart 
nicht mehr in der Lage wären, 
diese Verpflichtungen zu bedie-
nen, würden auch die Kranken-
kassen der anderen Kassenarten 
und damit die gesetzliche Kran-
kenversicherung insgesamt zur 
Haftung herangezogen. 

- Da die Aufwendungen zur Bil-
dung des Deckungskapitals so-
wie zur Absicherung des Insol-
venzrisikos zu den Verwal-
tungsausgaben der Krankenkas-
sen zählen, erhalten die Kran-
kenkassen aus dem Gesund-
heitsfonds auch Zuweisungen 
zur Deckung dieser Ausgaben 
in standardisierter Form. 

Anmerkungen: 

Zu dieser Regelung muss man 
wissen, dass es bei verschiede-
nen gesetzlichen Krankenkas-
sen noch Beamte als Mitarbei-
ter gibt, die entsprechende 
Versorgungszusagen haben. 
Dafür muss in Zukunft die Ge-
meinschaft der gesetzlichen 
Krankenversicherungen auf-
kommen. Ebenso muss die Ge-
meinschaft der gesetzlich Ver-
sicherten für die Insolvenz 
einer Krankenkasse und alle 
sich daraus ergebenden Folge-
kosten aufkommen. 

Wenn also ein Politiker davon 
spricht, dass es keine versiche-
rungsfremden Leistungen mehr 
gibt, können Sie ihn mit diesem 
Sachverhalt konfrontieren. 

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de

 
 

Die Zeit: Rentner an der Macht - Leserbrief 
 

Am 10.04.2008 hat Die Zeit ei-
nen Kommentar „Rentner an 
der Macht“ veröffentlicht, zu 
dem ich nachstehenden Leser-
brief geschrieben habe: 
 
Leserbrief 

Es hat mich schon sehr irritiert, 
dass eine seriöse Zeitung wie 
Die Zeit einen derart einseiti-
gen Bericht zur Problematik 
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung veröffentlicht. Ihr 
Kommentator hat bewusst 
oder unbewusst eine Reihe von 
wesentlichen,  leicht nachprüf-
baren Tatsachen einfach unbe-
rücksichtigt gelassen, wie unter 
anderen: 

- Jeder Rentenkürzung ent-
spricht eine vergleichbare Ent-
wertung der bisher und zu-

künftig gezahlten Beiträge, 
sie trifft damit die junge 
Generation ebenso wie die 
ältere. Das hat also mit Gene-
rationengerechtigkeit nichts 
zu tun. 

- Bis 1977 erhielten Arbeitneh-
mer bei vergleichbarer Le-
bensleistung annähernd die 
gleiche Altersversorgung wie 
Beamte oder Mitglieder einer 
berufsständischen Versor-
gung. Die regelmäßigen rück-
wirkenden und enteignungs-
gleichen Eingriffe des Gesetz-
gebers seit 1978 haben dazu 
geführt, dass die heutige 
Durchschnittsrente für Män-
ner nicht einmal mehr halb so 
hoch ist, wie die durchschnitt-
lichen Pensionen bzw. die 
durchschnittliche Versorgung 

bei den berufsständischen Sys-
temen, wobei die Differenz 
von Jahr zu Jahr größer wird. 
Wenn also die Arbeitnehmer 
und Rentner nur annähernd 
so gut organisiert wären, wie 
der Kommentator vermutet, 
hätte es dieses Auseinander-
triften der Systeme nicht 
gegeben. 

- Die Aufteilung unserer Bevöl-
kerung auf die verschiedenen 
Versorgungssysteme ist ein-
malig in Europa, sie stammt 
aus der vordemokratischen 
Zeit des 19. Jahrhunderts und 
erscheint heute rein willkür-
lich. 

- Die Umstellung der gesetzli-
chen Rentenversicherung vom 
Kapital- auf das Umlagever-
fahren bei gleichzeitiger Ent-
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eignung der Rentenversiche-
rungsträger ab 1957 war eine 
rein politische Entscheidung 
und diente ausschließlich 
dazu, den Bundeshaushalt zu 
entlasten. 

- Seit 1957 wird die gesetzliche 
Rentenversicherung mit Ver-
pflichtungen der Allgemein-
heit belastet und seit 1960 
reichen die dafür vom Bund 
geleisteten Zahlungen nicht 
aus, diese übertragenen Ver-
pflichtungen in vollem Um-
fang zu finanzieren. Die ge-
setzliche Rentenversicherung 
subventioniert also seit 50 
Jahren den Bundeshaushalt 
und nicht umgekehrt. Der 
Bund hat seitdem Schulden in 
Höhe von etwa 500 Milliarden 
Euro bei der gesetzlichen 
Rentenversicherung ange-
häuft. Warum wohl ist der 
Gesetzgeber nicht bereit, hier 
die notwendige Transparenz 
zu schaffen? 

- Auch einen Kommentator der 
Zeit müsste es stutzig machen, 
dass die privat organisierte 
berufsständische Versorgung 
bei vergleichbaren Beiträgen 
eine etwa doppelt so hohe 
Rente zahlen kann, obwohl 
sie nachweislich höhere Ver-
waltungskosten hat als die 
gesetzliche Rentenversiche-
rung. 

- Der Sachverständigenrat (die 
fünf Weisen) hat im Novem-
ber 2005 darauf hingewiesen, 
dass in der Renten-, Kranken- 
und Arbeitslosenversicherung 
zusammen 65 Milliarden Euro 
an versicherungsfremden Leis-
tungen nicht durch entspre-
chende Zahlungen des Bundes 
gedeckt sind, eine Sonder-
steuer von durchschnittlich 
mehr als 50 Prozent nur für 
Arbeitnehmer und Rentner, 
die so im Grundgesetz nicht 
vorgesehen ist. Wer also Bei-
träge senken will, um Chan-
cen für neue Jobs zu schaffen, 

sollte erst einmal hier anset-
zen. 

- Seit 1978 ist keine Entschei-
dung des BVerfG zum Thema 
Rentenhöhe/Rentenanspruch 
bekannt, in der die Karlsruher 
Richter nicht der „Gestal-
tungsfreiheit des Gesetzge-
bers“ einen höheren Verfas-
sungsrang gegeben hätten als 
elementaren Grundrechten 
der betroffenen Arbeitneh-
mer und Rentner. 
Begründung: Für Arbeitneh-
mer und Rentner gelten bei 
der Altersversorgung nicht die 
gleichen Rechte wie für ande-
re Bürger, und: Zwischen Ar-
beitnehmern und Rentnern 
einerseits und anderen Bür-
gern andererseits bestehen 
Unterschiede von solcher Art 
und solchem Gewicht, dass 
die unterschiedliche Behand-
lung gerechtfertigt ist (Nach-
zulesen u.a. in der Entschei-
dung vom 27.02.2007 – 1 BvL 
10/00, Abs. 53 und 70). 

- In der gesetzlichen Rentenver-
sicherung gelten danach un-
ter anderem das Vertrags-
recht, die Zweckbindung der 
Beiträge und das Rechtsstaats-
prinzip nicht. Im privaten 
Versicherungsrecht und im 
Beamtenversorgungsrecht 
achtet das BVerfG dagegen 
sehr sorgfältig auf die Einhal-
tung der Grundrechte, korrek-
terweise. 

- Die Gestaltungsfreiheit des 
Gesetzgebers, die rigorose 
Einschnitte nur für einen Teil 
der Bevölkerung bewirken, 
empfinden die Betroffenen 
zurecht als Willkür. 

- Von den angeblichen 78 Milli-
arden Euro an Steuerzuschüs-
sen im Jahr 2007 waren ledig-
lich 56 Milliarden zur De-
ckung der versicherungsfrem-
den Leistungen vorgesehen, 
nach Aussagen der Deutschen 
Rentenversicherung und der 

Bundesregierung im August 
2004 immer noch etwa 13 
Milliarden zu wenig. Der Rest 
sind Beiträge und andere Ver-
pflichtungen der Bundesre-
gierung (Monatsbericht des 
BMF – März 2008, S. 47). 

- Auch junge Abgeordnete wie 
Herr Spahn erwerben nach 
nur einer Wahlperiode einen 
Versorgungsanspruch, den 
Arbeitnehmer nie erreichen 
können, es sei ihnen gegönnt. 
Nur wenn sie trotzdem den 
Arbeitnehmern laufend die 
Rentenansprüche und Renten 
kürzen und dabei einen Gene-
rationenkonflikt herbeireden, 
werden manche Reaktionen 
der Betroffenen durchaus ver-
ständlich. In Familien, in de-
nen die Eltern auf die Rente 
angewiesen sind, kenne ich 
jedenfalls nirgends einen 
Generationenkonflikt, auch 
wenn interessierte Kreise und 
ihre Medien den offensicht-
lich für ihre Geschäfte brau-
chen. 

- Zu offensichtlich sind die 
etablierten Parteien und ihre 
maßgeblichen Vertreter in-
zwischen Kostgänger der 
privaten Versicherungsbran-
che, um noch glaubwürdig zu 
sein. In „Eine Allianz fürs 
Leben“ hat Die Zeit am 
21.06.2000 die Hintergründe 
der Entwicklung und die Sach-
zwänge, von denen die Politik 
getrieben wird, deutlich 
aufgezeigt. 

Wenn also betroffene Arbeit-
nehmer und Rentner nicht 
mehr zur Wahl gehen oder Al-
ternativen suchen, sollte sich 
niemand wundern. 

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de
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Bundesverfassungsgericht - Urteil vom 07.04.2008 - 1 BvR 1924/07 
Krankenversicherung  - Beitragspflicht aus Kapitalzahlungen von Direktlebensversicherungen 

 
Am 07. April hat das BVerfG 
über die Verfassungsbeschwer-
den zur Beitragspflicht zur ge-
setzlichen KV (GKV) bei Kapi-
talzahlungen aus Lebensversi-
cherungen entschieden: 

„Die Verfassungsbeschwerde ist 
nicht zur Entscheidung anzuneh-
men. Ihr kommt grundsätzliche 
verfassungsrechtliche Bedeutung 
nicht zu. Die Verfassungsbe-
schwerde hat keine Aussicht auf 
Erfolg. § 229 Abs. 1 Satz 3 SGB 
V in der Fassung des Art. 1 Nr. 
143 GMG ist mit dem Grundge-
setz vereinbar.“ 
Zur Erinnerung: Mit dem Ge-
sundheitsmodernisierungsge-
setz (GMG) vom 14.11.2003 
wurden Kapitalzahlungen aus 
Direktversicherungen beitrags-
pflichtig in der GKV, verteilt 
auf 120 Monate (10 Jahre). 
Einen Vertrauensschutz gab es 
nicht. 

Das BVerfG hat seine Entschei-
dung u.a. folgendermaßen be-
gründet: 

- „Die Auslegung, welche den 
Begriff der betrieblichen Alters-
versorgung von sonstigen Leis-
tungen des Arbeitgebers ausrei-
chend abgrenzt, ist mit Wortlaut 
und Systematik der Vorschrift 
vereinbar und damit verfas-
sungsrechtlich unbedenklich.“ 

- „Die Anknüpfung an die be-
triebliche Altersversorgung und 
damit an die Herkunft der Kapi-
talzahlung aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis und an ihr Ziel 
einer Absicherung des Altersri-
sikos sowie die Widmung des 
dadurch erzielten Beitragsauf-
kommens für die Finanzierung 
der Krankenversicherung halten 
die mittelbar angegriffene Vor-
schrift im Rahmen der Kompe-

tenz des Bundesgesetzgebers 
für die Sozialversicherung nach 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG.“ 

- Der allgemeine Gleichheitssatz 
ist verletzt, wenn eine Gruppe 
von Normadressaten im Ver-
gleich zu anderen Normadres-
saten anders behandelt wird, ob-
wohl zwischen beiden Gruppen 
keine Unterschiede von solcher 
Art und solchem Gewicht beste-
hen, dass sie die ungleiche Be-
handlung rechtfertigen können. 
 Eine strenge Prüfung ist vorzu-
nehmen, wenn verschiedene 
Personengruppen und nicht nur 
verschiedene Sachverhalte un-
gleich behandelt werden.“ 

- „Entgegen der Auffassung der 
Beschwerdeführer unterliegt es 
keinen verfassungsrechtlichen 
Bedenken, Kapitalleistungen 
aus betrieblichen Direktversi-
cherungen, welche die vom 
Bundessozialgericht aufgestell-
ten Kriterien erfüllen, den Ver-
sorgungsbezügen nach § 229 
Abs. 1 Satz 1 SGB V gleichzu-
stellen und damit der Beitrags-
pflicht zu unterwerfen. 
Die im Beschäftigungsverhält-
nis wurzelnde, auf einer be-
stimmten Ansparleistung wäh-
rend des Erwerbslebens beru-
hende einmalige Zahlung einer 
Kapitalabfindung ist nicht 
grundsätzlich anders zu bewer-
ten als eine auf gleicher Anspar-
leistung beruhende, laufende 
Rentenleistung; sie unterschei-
den sich allein durch die Art der 
Auszahlung. 
Daher ist es nicht zu beanstan-
den, wenn der Gesetzgeber 
diese Leistungen auch beitrags-
rechtlich in der gesetzlichen 
Krankenversicherung gleich 
behandelt. Anderenfalls würde 

die privatautonom getroffene 
Entscheidung über das Versi-
cherungsprodukt in der aktiven 
Phase der Beschäftigung über 
die Frage der späteren Beitrags-
pflicht entscheiden und damit 
die Möglichkeit zu ihrer Umge-
hung eröffnen.“ 

- „Aus Art. 3 Abs. 1 GG lässt 
sich kein verfassungsrechtliches 
Gebot ableiten, die Pflichtmit-
glieder der gesetzlichen Kran-
kenversicherung im wirtschaft-
lichen Ergebnis so zu stellen, 
dass sie auf ihre beitragspflich-
tigen Einkünfte nur den halben 
Beitragssatz oder einen ermä-
ßigten Beitragssatz zu entrich-
ten haben. 

Zur weiteren Begründung wird 
auf den Beschluss der 2. Kam-
mer des Ersten Senats des Bun-
desverfassungsgerichts vom 28. 
Februar 2008 (1 BvR 2136/06) 
Bezug genommen.“ (Anm.: 
Entscheidung zum vollen, all-
gemeinen Beitragssatz von 
Betriebsrenten;  
s. ADG-Forum 05/2008). 

- „Die Einbeziehung der nicht 
wiederkehrenden Versorgungs-
leistungen in die Beitragspflicht 
ist mit dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit vereinbar. Sie 
bildet ein geeignetes und erfor-
derliches Mittel zur Stärkung 
der Finanzgrundlagen der ge-
setzlichen Krankenversiche-
rung. Den betroffenen Personen 
sind die damit verbundenen Fol-
gen zumutbar. Der Gesetzgeber 
ist von Verfassungs wegen 
berechtigt, jüngere Krankenver-
sicherte von der Finanzierung 
des höheren Aufwands für die 
Rentner zu entlasten und die 
Rentner entsprechend ihrem 
Einkommen verstärkt zur Fi-



ADG - Forum 

___________________________________________________________________________________________________________________ 
Ausgabe Juli  2008    Seite 5 von 8 

 

nanzierung heranzuziehen. Der 
Gesetzgeber kann dazu auch 
Teilgruppen herausgreifen und 
diese zu höheren Beitragszah-
lungen heranziehen, wenn dies 
durch einen sachlichen Grund 
gerechtfertigt ist.“ 

- „Die Höhe der dadurch hervor-
gerufenen Beitragsbelastung 
bewirkt keinen unzumutbaren 
Eingriff in die Vermögensver-
hältnisse der Betroffenen. Die 
monatliche Beitragspflicht aus 
der erfolgten Zahlung der Di-
rektversicherung ist erheblich, 
aber angesichts der Höhe der 
zugeflossenen Versicherungs-
leistungen nicht mit einer 
grundlegenden Beeinträchti-
gung der Vermögensverhält-
nisse im Sinne einer erdrosseln-
den Wirkung verbunden.“ 

- „Die angegriffene Regelung 
greift mit Wirkung für die Zu-
kunft in ein öffentlich-rechtli-
ches Versicherungsverhältnis 
ein und gestaltet dies zum 
Nachteil für die betroffenen 
Versicherten um. Solche Rege-
lungen sind verfassungsrecht-
lich grundsätzlich zulässig und 
entsprechen dem rechtsstaat-
lichen Vertrauensschutzprinzip, 
wenn das schutzwürdige Be-
standsinteresse des Einzelnen 
die gesetzlich verfolgten Ge-
meinwohlinteressen bei der 
gebotenen Interessenabwägung 
nicht überwiegt. Diesen Grund-
sätzen genügt die angegriffene 
Regelung. Auch insoweit wird 
zur weiteren Begründung auf 
die Gründe des Beschlusses 
vom 28. Februar 2008 (1 BvR 
2136/06) verwiesen. Die Ver-
sicherten konnten, nachdem der 
Gesetzgeber bereits mit dem 
Rentenanpassungsgesetz (RAG) 
1982 vom 1. Dezember 1981 
(BGBl I S. 1205) laufende Ver-
sorgungsbezüge in die Beitrags-
pflicht einbezogen hatte, in den 

Fortbestand der Rechtslage, 
welche die nicht wiederkehren-
den Leistungen gegenüber an-
deren Versorgungsbezügen pri-
vilegierte, nicht uneinge-
schränkt vertrauen. Übergangs-
regelungen waren verfassungs-
rechtlich nicht geboten, vor 
allem auch deshalb, weil bei der 
Einmalzahlung von Versor-
gungsbezügen den Versicherten 
schon am Anfang der Belastung 
die gesamte Liquidität zur Tra-
gung der finanziellen Mehrbe-
lastung zur Verfügung steht.“ 

Anmerkungen: 

Das BVerfG hat auch bei dieser 
Entscheidung daran festgehal-
ten, dass für Arbeitnehmer und 
Rentner nicht die gleichen 
Rechte gelten wie für andere 
Bürger. Die Karlsruher Richter 
sind bei ihrer „strengen Prü-
fung“ auch hier zu dem Ergeb-
nis gekommen, dass zwischen 
Arbeitnehmern und Rentnern 
einerseits und anderen Bürgern 
andererseits Unterschiede von 
solcher Art und solchem Ge-
wicht bestehen, dass sie die 
unterschiedliche Behandlung 
rechtfertigen. Das heißt für die 
einen Behandlung nach Rechts-
staat und Grundgesetz, für Ar-
beitnehmer und Rentner dage-
gen nach politischer Gestal-
tungsfreiheit, und das angeb-
lich im Gemeinwohlinteresse. 
Es ist aus den letzten 30 Jahren 
keine Entscheidung des BVerfG 
rund um Anspruch und Höhe 
der Altersrente bekannt, bei 
der die Grundrechte von Ar-
beitnehmern und Rentnern 
nicht der Gestaltungsfreiheit 
des Gesetzgebers untergeord-
net worden wären. 

Dabei argumentieren die Karls-
ruher Richter, bewusst oder un-
bewusst, auch mit Halbwahr-
heiten. Es geht eben nicht da-
rum, dass jemand die Beitrags-
pflicht durch Änderung des 
Auszahlungsmodus umgehen 

will, sondern darum, dass je-
mand im Vertrauen auf eine 
gesetzliche Regelung eine Ver-
sicherung abgeschlossen hat 
und nachträglich regelrecht 
abgezockt wird. Das heißt, die 
Direktversicherung wurde un-
ter Voraussetzungen und zu 
Bedingungen abgeschlossen, 
die nachträglich verändert wur-
den. Im privaten Versicherungs-
recht ist das nicht zulässig. Der 
sinngemäßen Aussage, „wer 
auf eine gesetzliche Regelung 
vertraut, ist selbst schuld, wenn 
der Gesetzgeber diese ändert,“ 
ist nichts hinzuzufügen. 

Das BVerfG verdrängt auch die 
Tatsache, dass die höhere Be-
lastung für freiwillig versicher-
te Rentner in der Vergangen-
heit damit begründet worden 
ist, dass sie im Berufsleben 
überwiegend nicht der gesetz-
lichen KV angehört haben, und 
damit keine vergleichbare Vor-
leistung gebracht haben. Die 
Solidarität wird ausgehebelt, 
wenn sie im Alter so einfach 
aufgekündigt werden kann. 

Weiterhin verdrängt das 
BVerfG, dass auch das System 
der gesetzlichen KV durch den 
Gesetzgeber mit einer Reihe 
von Aufgaben belastet ist, für 
die der Bund aber nicht die 
entsprechenden Mittel zur Ver-
fügung stellt. Zuletzt wurden 
z.B. durch Hartz IV und das 
GMG zur Entlastung der öf-
fentlichen Haushalte der über-
wiegende Teil der Sozialhilfe-
empfänger – jetzt ALG II – mit 
minimalen Beiträgen in die ge-
setzliche KV abgeschoben. Für 
sie kommen jetzt überwiegend 
allein die Beitragszahler auf. 
Warum wohl verlangen die 
Karlsruher Richter hier keine 
Transparenz, wenn es ihnen 
wirklich darum geht, jüngere 
Versicherte zu entlasten? 

Auch die Aussage, es trifft 
nicht die Falschen, gehört mei-
nes Wissens nicht zu den 
Grundprinzipien eines demo-
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kratischen Rechtsstaats. Das 
BVerfG berücksichtigt dabei 
nicht, dass die Aufteilung der 
Bevölkerung auf die verschie-
denen Versorgungssysteme 
(z.B. gesetzliche KV, private KV, 
Beamtenversorgung) rein will-
kürlich ist und aus vordemokra-
tischen Zeiten (19. Jahrhun-

dert) stammt. So erhöht sich 
bei Pensionären die von allen 
getragene Beihilfe im Krank-
heitsfall von in der Regel 50 
auf 70 Prozent, wobei noch 
dazu kommt, dass Pensionäre 
damit als Privatpatienten be-
handelt werden. Bei Rentnern 
dagegen erhöht sich der Eigen-

anteil auf zum Teil weit über 
50 Prozent, und das, entgegen 
rechtlicher Regelung (§ 243 
SGB V), mit überhöhtem Bei-
tragssatz.  

Otto W. Teufel 
ottow.teufel@t-online.de

 
 

Aufteilung der Betriebsrenten bei Scheidung 
 
Der Kollege A. G. vom BfV 
(Bündnis für Vertrauensschutz) 
hat über die Internetseite 
„Abgeordnetenwatch“ die 
Bundesjustizministerin Zypries  
nach der zukünftigen Auftei-
lung von Betriebsrenten bei 
Ehescheidungen gefragt. Hier 
sind die Anfrage und die inter-
essante Antwort: 

Sehr geehrte Frau Ministerin, 
bei Geschiedenen wird die ge-
setzliche Rente aufgeteilt. Es gibt 
getrennte Konten. Jeder muss 
dann seinen Teil an KV Beiträ-
gen zahlen. Bei Betriebsrenten 
wird diese nicht aufgeteilt in ge-
trennte Konten mit dem Effekt, 
dass der B-Rentenbezieher vom 
vollen B-Rentenbetrag KV Bei-
träge abführen muss, obwohl ihm 
nur ein Teil der B-Rente gehört. 
Das empfinde ich als ungerecht. 
Nach dem neuen Gesetzesvor-
schlag scheint man das ändern zu 
wollen. Was passiert dann mit 
den Altfällen? 
Mit freundlichem Gruß 
A. G.  02.06.2008 
 

Antwort 

Sehr geehrter Herr G., 
es stimmt: Bisher erfolgt der 
Ausgleich von Betriebsrenten 
sehr häufig im so genannten 
schuldrechtlichen Versorgungs-
ausgleich und dort auf der Grund-
lage von Bruttobeträgen. Das 
führt dazu, dass die ausgleichs-
pflichtige Person oft mehr als die 
Hälfte der in der Ehezeit erwor-
benen Betriebsrente abgeben 
muss. Die Rechtsprechung er-
laubt eine Korrektur nur in Aus-
nahmefällen. 
 
Deshalb sieht die Strukturreform 
des Versorgungsausgleichs zwei-
erlei vor: 

o Betriebsrenten sollen künftig 
schon bei der Scheidung ab-
schließend intern oder extern 
geteilt werden. Nach der Tei-
lung werden in Zukunft auf 
Seiten der ausgleichspflichti-
gen Person Sozialversiche-
rungsbeiträge nur noch für die 
gekürzte Betriebsrente fällig. 

o Falls es hiernach überhaupt 
noch zum schuldrechtlichen 
Versorgungsausgleich kommt, 
ist im Gesetz vorgesehen, dass 
künftig die Nettobeträge maß-
geblich sind. Es muss also nur 
noch das geteilt werden, was 
bei dem Betriebsrentner nach 
Abzug der anteiligen Sozial-
versicherungsbeiträge an-
kommt. 

Diese Regelung soll nach Inkraft-
treten der Reform auch für Alt-
fälle gelten. Sofern es bereits eine 
vertragliche Vereinbarung oder 
eine Gerichtsentscheidung auf 
Grundlage der Bruttorente gibt, 
kann unter Umständen eine Ab-
änderung beantragt werden. Das 
muss dann aber im Einzelfall 
geprüft werden. 
Wir sind jedoch erst am Beginn 
des förmlichen Gesetzgebungs-
verfahrens. Vor dem Jahr 2009 
wird die Reform nicht in Kraft 
treten. 
Mit freundlichen Grüßen 
Brigitte Zypries 

 

 
Einladung zur Podiumsdiskussion 

Die ADG plant eine öffentliche 
Podiumsdiskussion am Diens-
tag, dem 09. September 2008, 
19:00 bis ca. 21:00 Uhr im 
Kulturhaus Ramersdorf/Perlach, 
Hanns-Seidel-Platz 1, 81737 

München, (Nähe U-Bahnstation 
Neu Perlach, Zentrum)  

Eingeladen wurden Vertreter 
der Parteien: CSU / SPD / Die 
Grünen / Die Linke 

Thema „Altersvorsorge – Zwei-
Klassen-System?“ 

Bitte merken Sie den Termin 
vor. 
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Hinterbliebenenrente (Witwen- oder Witwerrente) 
Nach dem Tode Ihres Ehepart-
ners wird bei der Berechnung 
Ihrer Hinterbliebenenrente (H-
Rente) Ihr Einkommen mit an-
gerechnet, wenn ein bestimm-
ter Grenzbetrag überschritten 
wird. Dies kann dazu führen, 
dass die H-Rente teilweise ge-
kürzt, in Extremfällen, also bei 
höherem Einkommen, aber 
auch gar nicht mehr gezahlt 
wird. Während der ersten drei 
Monate (Sterbevierteljahr) wird 
die Hinterbliebenenrente im-
mer ungekürzt gezahlt. 

Für alle Sterbefälle nach dem 
31.12.2001 gilt weiterhin altes 
Recht, wenn die Ehe vor dem 
1.1.2002 geschlossen wurde und 
mindestens ein Ehegatte vor 
dem 2.1.1962 geboren ist. 

Nach altem Recht werden auf 
H-Renten Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen (z.B. 
Renten, Krankengeld) ange-
rechnet. 

Anspruch auf eine große Wit-
wenrente haben Berechtigte, 
wenn sie entweder das 45. 
Lebensjahr vollendet haben 
oder ein eigenes Kind oder ein 
Kind des Verstorbenen, das das 
18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, erziehen oder die er-
werbsgemindert sind.  

Die H-Rente beträgt 60 Prozent 
der Rente des Verstorbenen. 
Der Grenzbetrag beträgt für 
die Einkommen seit 1. Juli 2008 
monatlich in den alten Bundes-
ländern 701,18 € . Ist das eige-
ne Einkommen höher als der 
Grenzbetrag, werden 40 % des 
übersteigenden Betrages auf 
die H-Rente angerechnet. Das 

eigene Einkommen wird aller-
dings nur in Höhe des Netto-
Betrages angerechnet. Aus Ver-
einfachungsgründen sind pau-
schale Abzugsbeträge vorgese-
hen. So wird beispielsweise ge-
kürzt  

- bei Arbeitseinkommen um 
40 % vom Bruttoeinkommen 

- bei Renten um die Beiträge 
zur KV/PV 

- bei Vermögenseinkommen 
beträgt der Kürzungsfaktor 
im Normalfall 25 % 

H-Renten nach neuem Recht 
betragen nur noch 55 Prozent 
der Rente des verstorbenen 
Ehegatten. Außerdem werden 
zusätzlich Einkommen aus Ver-
mögen bzw. aus Vermietung 
und Verpachtung angerechnet. 
Dazu muss die Ehe mindestens 
ein Jahr lang bestanden haben. 

Die kleine Witwen-/Witwerren-
te beträgt 25 Prozent und wird 
höchstens für zwei Jahre 
gezahlt. 
 
Beispiel 1: große H-Rente nach 
altem Recht 

Beide Partner beziehen eine 
Altersrente, 

- der Mann netto 1.400,00 € 
- die Frau netto       750,00 € 

Außerdem hat die Witwe ein 
monatliches Einkommen aus 
Vermietung in Höhe von 250 €
       
Gesamteinkommen beider 
Partner        2.400,00 € 

Hinterbliebenen Rente für die 
Frau, wenn der Partner stirbt: 

- eigene Altersrente 750,00 € 

- H-Rente (60% von 1.400 €) 
         =  840,00 € 

das eigene anrechenbare Ein-
kommen der Witwe übersteigt 
den Grenzbetrag um    

750 - 701,18 =   48,82 € 

Anrechnung: 40 % v. 48,82 € 
         =    19,53 € 

H-Rente:       840,00 – 19,53 
         =  820,47 € 

Gesamteinkommen der Witwe: 
750 + 820,47 +250 = 1.820,47 € 

 
 

Beispiel 2: große H-Rente nach 
neuem Recht 

H-Rente (55% von 1.400 €) 
         =  770,00 € 

Das anrechenbare Einkommen 
beträgt jetzt zusätzlich 250 €  
aus Vermietung und Verpach-
tung, netto 250 € – 25 % 

        =  187,50 € 

zusammen   750,00 + 187,50 
        =  937,50 €  

und übersteigt den Grenzbe-
trag um        937,50 – 701,18 

         =  236,32 € 

Anrechnung: 40 % v. 236,32 
          =    94,53 € 

H-Rente:        770,00 – 94,53 
   =  675,47 € 

Gesamteinkommen der Witwe: 
750 + 675,47 + 250 = 1.675,47 € 

Valentin Gerber 
valentin.gerber@gmx.net 

 
 

 
 
Solange das BVerfG für Recht erklärt, dass für Arbeitnehmer und Rentner nicht die gleichen Rechte 
gelten wie für Politiker und privat- oder kammerversicherte Selbständige, sowie Beamte und 
Richter, und das mit Unterschieden begründet, die auf willkürliche Festlegungen des Ständestaats 
des 19. Jahrhunderts zurückgehen, sind wir noch weit davon entfernt ein demokratischer 
Rechtsstaat zu sein. Solange gibt es für Demokraten noch viel zu tun. 
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Musterwiderspruch 

Name, Adresse Datum 
 
An die 
DRV 
Anschrift 
 
Betr.:  Widerspruch 
 Vers. Nr. 
 Ihr Bescheid vom  . . . . .: Rentenanpassung zum 01.07.2008 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit erhebe ich gegen den oben genannte Bescheid Widerspruch . 

Begründung: 

Die Anpassung der Renten zum 01.07.2008 nur um 1,1 Prozent verstößt gegen das Grundgesetz 
(GG), insbesondere Art. 3 (Gleichheitssatz), und gegen die aktuelle Rechtsprechung des BVerfG. 

Mit der Entscheidung vom 26.07.2007 (1 BvR 824/03 und 1 BvR 1247/07) hat das BVerfG ausgeführt: 

„Die Rentenanpassung in Höhe des Inflationsausgleichs war auf die Jahre 2000 und 2001 begrenzt und 
wurde letztlich sogar nur im Jahr 2000 durchgeführt. Die Aussetzung der Rentenanpassung war auf die 
zum 1. Juli 2004 zu erfolgende Rentenanpassung beschränkt. Beide Maßnahmen bildeten lediglich 
zeitlich begrenzte, punktuelle Ausnahmen von dem ansonsten geltenden Grundsatz der jährlich an die 
Entwicklung der Arbeitseinkommen ausgerichteten Rentenanpassungen.“ (Randnummer 57) 

„Allerdings ist der Gesetzgeber bei Eingriffen in die Systematik der regelmäßigen Rentenanpassung 
verfassungsrechtlich gebunden. Im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung begründen die lang-
fristigen Beitragsverpflichtungen, die erst zu einem sehr viel später liegenden Zeitpunkt zu Leistungen 
führen, ein besonderes Vertrauen auf den Fortbestand gesetzlicher Leistungsregelungen, zu denen auch 
die Vorschriften über die regelmäßige Rentenanpassung gehören. Zudem folgt aus dem in der gesetz-
lichen Rentenversicherung grundsätzlich angeordneten, die allgemeine Handlungsfreiheit nach Art. 2 
Abs. 1 GG berührenden Versicherungszwang mit einem erheblichen Beitragssatzniveau die Pflicht des 
Gesetzgebers, für die erbrachten Beitragsleistungen im Versicherungsfall adäquate Versicherungsleis-
tungen zu erbringen. Schließlich dürfen die Regelungen über die Rentenanpassung nicht zu einer sub-
stantiellen Entwertung der erreichten Ansprüche und Anwartschaften mit der Folge führen, dass diese im 
Ergebnis leer laufen.“ (Randnummer 61) 
Damit hat das BVerfG eindeutig festgestellt, dass mit der Rentennullrunde 2004 das Ende der 
zumutbaren Eingriffe bei den Rentenanpassungen erreicht ist. 

Den Gleichheitssatz des GG sehe ich dadurch verletzt, dass Pensionäre 2008 eine angemessene 
Erhöhung ihrer Bezüge um 3,1 Prozent erhalten. Bezogen auf die durchschnittliche Pension für 
Männer (2.021 Euro) ergibt sich eine monatliche Erhöhung um etwa 61 Euro. Bezogen auf die 
durchschnittliche Rente für Männer (1.104 Euro) ergibt sich eine Erhöhung der Bruttobezüge um 
etwa 12 Euro. 

Da die Aufteilung der Bevölkerung auf die verschiedenen Altersvorsorgesysteme auf vordemo-
kratische Zeiten (19. Jahrhundert) zurückgeht, verstoßen diese gravierenden Unterschiede im 
demokratischen Rechtsstaat gegen die Verfassung, in diesem Fall gegen den Art. 3 GG. 

Nach Feststellungen des Statistischen Bundesamts betrug die Teuerungsrate im Jahr 2007 etwa 
3 Prozent. 

Ich fordere Sie deshalb auf, meine Rente rückwirkend zum 01.07.2008 um mindestens 3,1 Prozent 
zu erhöhen. 
Mit freundlichen Grüßen
 


